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Koͤniglichen Preußiſchen. Staaten. 
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Gefeg- Sammlung. 


für die 


n Hy i 
— No. 8. 9 


(No. 12900 Geſetz wegen Beſtrafung derjenigen Vergehungen, welche 
betreffen. Vom 15ten Juni 18814. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
e Preußen ze. de e: 2 . 
In Erwägung, daß es nothwendig iſt, ben wegen Abwendung der an e 
benachbarten Auslande ausgebro enen Cholera bereits von Uns getroffenen 
Maaßregeln die puͤnktlichſte Befolgung zu verſchaffen, und daß dieſer Zweck 

nur durch nachdruͤckliche und ſchnelle Beſtrafung derjenigen, welche die in den- 

diesfalls erlaſſenen Verordnungen und Inſtruktionen enthaltenen Vorſchriften 

verletzen, moͤglichſt erreicht werden kann, ſetzen Wir hierdurch Folgendes feſt: 


3 : 

Alle dieje gezogenen Kordons oder Sperrungslinien neberſchrei⸗ 
auf andern, als den durch die angeordneten Quarantain⸗Anſtalten dazu be⸗ kung der Kore 
flimmten Wegen überfchreiten wollen oder uͤberſchritten find, und auf den eungelmnten 
Zuruf und die Androhung der daſelbſt ſtationirten Wachen oder Patrouillen a) gegen den 
nicht ſofort zuruͤckbleiben oder ſich zuruͤckbegeben, ſetzen ſich, außer der ſonſt Zurufund die 
noch verwirkten geſetzlichen Strafe der Landesbeſchaͤdigung, dem Gebrauche der en 


i Alle diejenigen, welche die 


Waffen aus, und fie koͤnnen ohne weitere Ruͤckſicht auf der Stelle niederge⸗ 


— 


ſchoſſen werden. n 


Wer mit Hintergehung der Wachen und Patrouillen oder unter Ver⸗ desgleichen 


eitelung der Kontumaz die Kordons oder Sperrungslinien uͤbertreten hat, b) mit Hinter⸗ 


wird als Landesbeſchaͤdiger angeſehen, und mit mehrjaͤhriger Feſtungs⸗ oder we ae 


Zuchthausſtrafe belegt, welche, nach Maaßgabe der daraus entſprungenen Ge⸗ unter Vereite⸗ 
fahr, bis auf zehn Jahre erhoͤht, und im Falle eines wirklich dadurch ent⸗ lung der 

ſtandenen Nachtheils bis zur Todesſtrafe ausgedehnt werden kann. an 

Allgemeines Landrecht Theil II. Titel 20. 99..691. 780. 1495 

Jahrgang 1831. — (No. 4290. ar L Ge 


(Ausgegeben zu Berlin den 20ſten Juni 1834.) 
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1 Nach gleichen Grundfägen werden diejenigen beſtraft, welche fi aus 


Entfernung - en DIE] ’ au 
aus den den Kontumaz⸗Anſtalten oder geſperrten Oertern und Haͤuſern verbotwidrig 
Kontumaz⸗ 1 

Anſtalten. entfernen. - | SE, 


FOOT Tai BERG} 

Theilnahne. Jede Theilnahme an den KF. 1. bis 3. bezeichneten Vergehen, wohin 

ee auch die Aufnahme von nicht legitimirten Fremden, imgleichen ihrer Waaren 

Vergehen. und Effekten, nicht minder die Gewaͤhrung von Transportmitteln fuͤr dieſel⸗ 

8 leichwie die unterlaſſene ſofortige Anzeige von der erlangten 

r gedachten Vergehen, ziehet nach dem Grade der eintretenden 

"fo wie mit Hinſicht auf die den Uebertreter ſelbſt treffende 
n= bis mehrjährige Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe nach ſich. 

(F. 64. I. a. des Allgemeinen Landrechts.) N 

8 pr . H. 5. I Me . 

Wiſſentliche Insbeſondere ſollen Gaſtwirthe und Tabagiſten, wie Inhaber von 

en Schlafſtellen, welche dergleichen ein- oder fortgefchlichene Perſonen und deren 

eingeſchliche⸗ Effekten beherbergen, außer der ſie nach den beſtehenden Polizeigeſetzen tref⸗ 

ner Perſonen fenden Strafe, mit der Strafe der Landesbeſchaͤdiger (F. 2.) belegt, und des 

: Er Fortbetriebes ihres Gewerbes fuͤr immer verluſtig erklärt, werden. Re 
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Bertehe mit Verbotener Verkehr mit inſtzirten oder abgeſperrten Ortſchaften und 
Detern. Gegenden unterliegt der auf Landesbeſchaͤdigung geſetzten Kriminalſtrafe. (. 2. 
unterlaſſene Diejenigen, welche in den Faͤllen, wo Orts-Kommiſſionen errichtet 


Aureon ſind, von wichtigen Erkrankungs⸗ oder unerwarteten Sterbefällen nicht 
Perſonen und ſofort Anzeige gemacht mine nn 

beförderte oder STE - Fe 07 2 
eee zur Beerdigung eines Verſtorbenen ohne, ärztlichen Begraͤbnißſchein beigetragen 
8 haben, trifft eine, den Unmſtaͤnden nach auf zwei Monate bis zwei Jahre zu 
arbitrirende Gefaͤngniß⸗, Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe. 


ae 0 a oa 
Vollführung Mit gleicher Strafe werden diejenigen belegt, welche die oͤrtlich erfor⸗ 
Be derte Hülfe bei der Ausführung polizeilicher Maaßregeln verweigern. 
Deönfeichen 1391 ur Be Me 1 5155 
Abſeite Medizinalperſonen gehen in dem im H. 8. bezeichneten Falle gußerdem 
Ga der Praxis in unſern Staaten verluſtig. U il 
Entwendung d t ut. 10. TFT 


e n Gegen diejenigen, welche aus den Kontumaz⸗Anſtalten, aus geſperrten 
err Haͤuſern oder aus Raſtellen, Hoſpitaͤlern und dergleichen, Sachen entwenden, 
ten Haüſcrn ꝛc. a a RN of) - } fo, 


a a 


ſoll, neben der Strafe des unter erſchwerenden Umſtaͤnden begangenen Diebſtahls, 
auf die hoͤchſte Strafe der Landesbeſchaͤdigung erkannt, wofern aber durch den 
Vertrieb der geſtohlenen Sachen die Anſteckung bewirkt oder vermehrt ſeyn 
ſollte, die Todesſtrafe gegen ſie verhaͤngt werden. i 

Dienſtvergehungen der Militairperſonen, welche zur Verhuͤtung des Dienſtverge⸗ 
Einſchreitens oder der Verbreitung der Cholera kommandirt worden, ſie moͤgen 9 06 Tai 
zum ſtehenden Heere oder zur Landwehr gehören, ſind als zu Kriegszeiten mandirten 
begangen anzuſehen, weshalb insbeſondere Schildwachten bei Uebertretung Militairverſo⸗ 
ihrer Pflichten und der ihnen ertheilten ſpeziellen Inſtruktionen mit der in den 1 
Kriegs⸗Artikeln $. 14. angeordneten ſechs monatlichen bis zweijährigen Feſtungs⸗ 
ſtrafe, und diejenigen, welche das Einſchleichen oder Entweichen verdaͤchtiger 
Perſonen oder die Durchbringung von Waaren und Effekten beguͤnſtigen, mit 
der im H. 25. der Kriegs-Artikel angedroheten mehrjährigen Feſtungsſtrafe, 
die bis zum Tode verſchaͤrft werden kann, beſtraft werden. — Der hoͤhere 
und hochſte Grad der Strafe wird verwirkt, wenn durch die militairiſchen 
Dienftvergehungen eine Uebertretung der polizeilichen Anordnungen wider die 


Abwendung e 


der Verbreitung der Cholera veranlaßt oder befördert worden iſt. 

JJ nl ¼— — 1 
Auch gegen Poſten und Wachen aus dem Civilſtande ſoll dieſe „) der Wa⸗ 

Strafe zur Anwendung kommen, und muͤſſen dieſelben mit den polizeilichen e 
Anordnungen, deren Beobachtung dem kommandirten Militair, fo wie den ſtande; 
bürgerlichen Wachtpoſten obliegt, imgleichen mit dem Inhalte der F. 14. alle 
girten Kriegs⸗Artikel mittelſt ſpezieller Inſtruktion genau bekannt gemacht 
werden. a 5 5 A S 
el! 22135 . 

Die Dienſtvergehungen der bei den Orts-Kommiſſionen, Kontumaz⸗ der Civil⸗ 
Anftalten, Raſtellen u. ſ. w. angeſtellten Civilbeamten, imgleichen der 1 
örtlichen Polizeibehoͤrden, zu welcher Kathegorie auch die wiſſentliche Be⸗ maz⸗Anſtal⸗ 
günſtigung oder Theilnahme an den H. 1. bis 6. incl. bezeichneten Vergehen ten ze. 
gehöret, werden nach den allgemeinen kriminalrechtlichen Beſtimmungen beur⸗ 
theilt, jedoch wird jederzeit auf das hoͤchſte Strafmaaß erkannt, welches nach 
Befinden der Umſtaͤnde und der durch ihre Pflichtwidrigkeit entſtandenen Gefahr 
bis auf lebenswieriges Gefaͤngniß und ſelbſt bis zur Todesſtrafe verſchaͤrft 
werden kann. f | 


$. 14. 
Wider die 55. 11. und 12. bezeichneten Individuen tritt kriegsrecht⸗ Gerichtliches 
liches Verfahren vor den Militairgerichten ein. 8 


Diahingegen bleibt die Unterſuchung und Beſtrafung aller ſonſtigen in 
dem gegenwärtigen Geſetze aufgeführten Vergehen dem kompetenten Civilgerichte 
(No. 1290.) nach 


=. 


nach näherer Vorſchrift der Kuuminal⸗Ordnung uͤberlaſſen, und werden die 
Inkulpaten — ſobald ſie der noͤthigenfalls vorhero anzuordnenden e 
e worden ſi nd - — dahin abgeliefert. 
I §. 15. gs 
Beſchleuni⸗ f Die Unterſuchung ſoll in allen Faͤllen ſo ſummariſch als möglich ge⸗ 
gung der Un⸗ Führt, mit größter Beſchleunigung ununterbrochen fortgeſetzt, auch am Schluſſe 
nn ins derſelben nur eine Defenfton zum Protokoll verſtattet, und das Erkenntniß 
der ame laͤngſtens binnen drei Tagen abgefaßt werden. 
niſſe. g 


H. 16. 
Beſtätigung Wegen der Nothwendigkeit der vor der Publikation der Urtel etwa 
der ergange⸗ einzuholenden Beſtaͤtigung hat es bei den Bee cee geſetzlichen 


nen Urtel. Beſtimmungen ſein Bewenden. 
§. 17. 


Vollſreckung a Nach erfolgter Publikation der Erkenntniſſe werden die zu Gefaͤngniß⸗ 


der Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafen verurtheilten Inkulpaten, wofern ſie ſich im 
u Arreſt nicht ſelbſt zu erhalten im Stande ſind, ſofort und ohne Hinſicht des 
ergriffenen Rechtsmittels zur Verbuͤßung ihrer Strafe abgeliefert und nur die 
Vollziehung der etwa wider ſie erkannten 3 Süchtgung — zur 

erfolgten Rechtskraft des Urtels ausgeſetzt. 

Wir befehlen ſaͤmmtlichen Behoͤrden, ſo wie allen Unſeren Wen 
und uͤberhaupt allen, die es angeht, inſonderheit Allen denjenigen, welche die 
$. 1. gedachten Kordons und Sperrungslinien berühren, oder denſelben fi ch 
nähern, ſich nach gegenwaͤrtigem Geſetze gemeſſenſt zu achten, und ſoll ſolches 
nicht nur durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht, ſondern auch unver⸗ 
zuͤglich durch die Amtsblaͤtter zur ſpeziellen Kenntniß in denjenigen Diſtrikten 
gebracht werden, für welche die angeordneten Vorſichtsmaaßregeln bereits ein⸗ 

: sera find. 

Urkundlich haben Wir ſolches Lc debemg 12 5 uch Int 
Unſerem Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. 

Gegeben Berlin, den 15ten Juni 1831. 


| | (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
| Frh. v. Altenſtein. Frh. v. Brenn. Fuͤr den Juſtizminiſter: 9. Kamptz. 


